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VERÖFFENTLICHUNG DES BAYERISCHEN BEZIRKETAGS

Bei dem Kongress in Irsee zeigte
sich deutlich, dass der Teufel am
Ende im Detail stecken wird. Am
Ende soll auf jeden Fall ein Gesetz
stehen, das darauf abzielt, psy-
chisch kranken Menschen in ei-
ner Krise zu helfen und gleichzei-
tig ihre Würde zu schützen. Darin
zumindest sind sich Politik, Mi-
nisterium, Ärztliche Vertreter,
Pfleger und auch die Betroffenen-
verbände einig.
> MICHAELA KIERMEYER

dung von Selbsthilfegruppen in
Planungs- sowie politische Fach-
gremien. Durch die Einführung
etwa von regionalen Beschwerde-
stellen, Besuchskommissionen
und einer Ombudsstelle auf Lan-
desebene sollen die Patienten-
rechte zudem gestärkt werden.

Die Einführung eines zentralen
Registers, in dem Zwangsmaß-
nahmen sowie Unterbringungen
in allen Einrichtungen, auch au-
ßerhalb psychiatrischer Kliniken,
erfasst werden, ist wohl gerade
noch einer der strittigsten Punkte.
Während Politik, Ärztliche Vertre-
ter, Pfleger und auch die Betroffe-
nenverbände dies klar befürwor-
ten, hat das Ministerium noch da-
tenschutzrechtliche Bedenken.

In Oberbayern und Mittelfran-
ken geht man dabei mit dem psy-
chiatrischen Krisendienst mit gu-
tem Beispiel voran. Einen bayern-
weiten Ausbau eines niedrig-
schwelligen und flächendecken-
den Krisennetzwerks fordern da-
bei auch die Arbeitsgruppen, die
an der Ausarbeitung der Eck-
punkte für das PsychKHG betei-
ligt sind. Strittig ist allerdings
noch die Finanzierung, an der
sich die Krankenkassen bisher
nicht beteiligen wollen.

In Oberbayern und Mittelfran-
ken werden deshalb die Kosten
vom Bezirk getragen. Über das
niedrigschwellige Hilfsangebot hi-
naus ist eine wesentliche Forde-
rung auch die verstärkte Einbin-

Im Vorfeld trafen sich nun Fach-
leute zum Gesundheitspolitischen
Kongress des Bayerischen Bezir-
ketags im Kloster Irsee, um sich
über den aktuellen Stand zu infor-
mieren. Josef Mederer, Präsident
des Bayerischen Bezirketags,
machte dabei klar, worauf aus sei-
ner Sicht der Fokus liegen sollte:
„Wir brauchen ein Gesetz, das von
den betroffenen Menschen akzep-
tiert wird, weil es ihre Rechte
schützt und den Hilfeaspekt in
den Vordergrund rückt. Wir benö-
tigen ein Gesetz, das Orientierung
gibt, wie das Hilfesystem im Vor-
feld einer Krise ausgestaltet sein
muss und so ineinandergreift, da-
mit es am besten gar nicht zu einer
Unterbringung kommt.“

krankung jedoch vieles geändert.
Deshalb wurde auch in den ver-
gangenen Jahren die Kritik am
„Gesetz über die Unterbringung
psychisch Kranker und deren Be-
treuung“ – wie es juristisch heißt –
immer lauter. In Deutschland ist
Bayern neben Hessen das letzte
Bundesland, in dem noch das alte,
primär sicherheitsrechtlich orien-
tierte Unterbringungsgesetz gilt.
Seit Sommer 2014 hat nun aber
auch im Freistaat die Diskussion
um ein Psychisch-Kranken-Hilfe-
Gesetz(PsychKHG) Fahrt aufge-
nommen. Im kommenden Früh-
jahr will deshalb das Bayerische
Staatsministerium für Gesundheit
und Pflege die Eckpunkte für ein
solches Gesetz vorlegen.

In etwa 90 Prozent der Fälle
kommen Patienten in psychiatri-
schen Kliniken auf eigenen
Wunsch in diese medizinischen
Einrichtungen. Dennoch gibt es
Situationen, in denen Menschen
gegen ihren Willen öffentlich-
rechtlich psychiatrisch unterge-
bracht und behandelt werden.
Das ist immer dann der Fall, wenn
eine Fremd- beziehungsweise Ei-
gengefährdung vorliegt und die
freie Willensbildung ausgeschlos-
sen ist. Geregelt wird das Ganze
derzeit noch im Bayerischen Un-
terbringungsgesetz aus dem Jahre
1992.

Seitdem hat sich in der Psychia-
trie und auch im Blick auf Men-
schen mit einer psychischen Er-

Bayern ist neben Hessen das letzte Bundesland, in dem noch das alte, primär sicherheitsrechtlich orientierte Unterbringungsgesetz für psychisch Kranke gilt

Patienten helfen und deren Würde schützen

kommen muss! Dass wir uns für
das neue Teilhaberecht eine spür-
bare und dynamisierte Kostenbe-
teiligung des Bundes erwarten,
möchte ich hier nicht unerwähnt
lassen.

Neues Gesetz zu Erfolg in
der Psychiatrie machen

Ein weiterer Schwerpunkt unse-
rer Arbeit in diesem Jahr wird es
sein, das neue PsychKHG zu ei-
nem Erfolg in der Psychiatrie zu
machen. Rund 90 Prozent der Pa-
tienten in psychiatrischen Ein-
richtungen suchen diese auf eige-
nen Wunsch auf. Dennoch gibt es
Situationen und Konfliktlagen, in
denen manche Menschen auch
gegen ihren Willen psychiatrisch
behandelt werden müssen. Vor al-
lem auf Initiative der Bezirke hat
daher nun seit Sommer 2014 die
Debatte um ein Psychisch-Kran-
ken-Hilfe-Gesetz deutlich an
Fahrt aufgenommen. Schon bald
will das Bayerische Staatsministe-
rium für Gesundheit und Pflege
Eckpunkte für ein solches Gesetz
vorlegen. Das ist gut so – und ge-
rade deshalb müssen und werden
wir als Bezirke uns auch hier Ge-
hör verschaffen und ein gewichti-
ges Wort mitreden.

Nicht der Auffassung von
Sozialministerin Müller

Denn wir benötigen ein Gesetz,
das von den betroffenen Men-
schen akzeptiert wird, weil es ihre
Rechte schützt und den Hilfe-
Aspekt entscheidend berücksich-
tigt. Wir in Oberbayern gehen hier,
wie auch die Mittelfranken, be-
reits mit gutem Beispiel voran: mit
dem psychiatrischen Krisen-
dienst! Je niederschwelliger die
Hilfen hier angesiedelt sind, desto
effektiver. Zu klären ist dabei aber
vor allem die Finanzierung sol-
cher Krisendienste auf Dauer und
bayernweit. Wichtig wäre, die
Krankenkassen hier stärker einzu-
binden. Zuletzt ist auch noch ein-
mal etwas zu der Kostenfrage für
die unbegleiteten jungen Flücht-
linge zu sagen.

Ich bin ganz und gar nicht der
Auffassung von Bayerns Sozialmi-
nisterin Emilia Müller (CSU), dass
hier das letzte Wort schon gespro-
chen ist. Wenn sie sagt, dass es ei-
nen Kabinettsbeschluss gebe,
demzufolge junge Volljährige über
18 Jahre nicht mehr in die Jugend-
hilfe gehörten und diese in andere
„Leistungsbereiche überführt“
werden müssten, muss schon da-
rauf hingewiesen werden, dass es
zu eben dieser Überführung bis-
lang keinerlei gesetzliche Steue-
rungsmöglichkeiten gibt. Diese
muss dann aber die Staatsregie-
rung auf den Weg bringen, wenn
man unserer unverändert gelten-
den Forderung, dass der Freistaat
auch für alle Kosten der über
18-jährigen unbegleiteten Flücht-
linge aufzukommen hat, nicht ent-
sprechen sollte.

Von
Josef Mederer,
Präsident des
Bayerischen
Bezirketags

In der Politik gilt, wie im allge-
meinen Leben auch, die Maxime,
dass man das eine tut, ohne das
andere zu lassen. Das trifft erst
recht in Zeiten unterschiedlicher
Krisen und gesellschaftspoliti-
scher Brennpunkte zu. Gerade
deshalb steht es für uns als Bayeri-
scher Bezirketag und als Bezirke
außer Frage, dass das globale The-
ma der Bewältigung millionenfa-
cher Flüchtlingsströme mit all ih-
ren Herausforderungen, aber si-
cher auch Verwerfungen, an erster
Stelle auch unserer Aufgabenpa-
lette steht.

Eine Reform des
Bundesteilhabegesetzes

Aber auch andere Aufgaben
sind und bleiben wichtig. Ich
nenne etwa das große Projekt der
Reform des Bundesteilhabegeset-
zes für Menschen mit Behinde-
rungen ebenso wie die Vorlage ei-
nes Psychisch-Kranken-Hilfe-Ge-
setzes (PsychKHG) als drängende
Anliegen, die uns neben der un-
verändert brisanten Frage der
weiter steigenden Kosten für die
Betreuung und Versorgung unbe-
gleiteter, heranwachsender
Flüchtlinge in diesem Jahr beglei-
ten werden.

Zum Bundesteilhabegesetz hat-
ten wir im vergangenen Jahr in
Amberg eine ebenso erfolgreiche
wie wegweisende Vollversamm-
lung. In einem bundesweit beach-
teten Eckpunktepapier formulier-
ten wir unsere Erwartungen an
dieses neue Gesetz: eine spürbare
Anhebung der Einkommens- und
Vermögensfreibeträge für Teilha-
beleistungen sowie eine verbesser-
te Teilhabe der Menschen am Ar-
beitsleben, hier besonders auch
am ersten Arbeitsmarkt.

Uneingeschränktes Recht
auf ambulante Leistungen

Darüber hinaus forderten und
fordern wir weiterhin, dass Men-
schen, die momentan in vollsta-
tionären Einrichtungen der Be-
hindertenhilfe wohnen, einen un-
eingeschränkten Anspruch auf
ambulante Leistungen der Pflege-
versicherung genauso wie der
Krankenversicherung erhalten.
Das alles zusammen ist für uns
unverzichtbare Basis der Inklusi-
on, einer aktiven und lebendigen
Teilhabe der Betroffenen am Le-
ben in Selbstbestimmung.

Noch bis zum Frühjahr liegt
dieses Bundesteilhabegesetz in
Berlin zwar auf Eis – umso mehr
ist es daher geboten, nochmals zu
betonen, dass dieses neue Gesetz

LEITARTIKEL: „Klartext für
unsere Forderungen“

BSZ Wie kam die Bezirksverwaltung
auf die Idee, sich die Ausbildung
zertifizieren zu lassen?
MAUERBERGER Der Bezirk Oberbay-
ern muss gerade hier in München
mit viel Konkurrenz zurechtkom-
men. Wir haben eine große Zahl an-
derer Behörden, die ebenfalls attrak-
tive Arbeitgeber sind. Noch dazu ha-
ben wir festgestellt, dass diese Be-
hörden ihre Ausbildungszahlen in
den letzten Jahren massiv aufge-
stockt haben. Wir haben zum Teil
Bewerber bei uns, die vier weitere
Angebote in petto haben. Da müs-
sen wir natürlich Wege finden, um
uns von anderen abzuheben und die
Bewerber für uns zu gewinnen.

BSZ Funktioniert das über die Zertifi-
zierung?
MAUERBERGER Sicherlich wird das für
mögliche Kandidaten nicht der einzi-
ge Grund sein, um sich für uns zu
entscheiden. Da spielen andere Fak-
toren vielleicht eine wichtigere Rolle,
beispielsweise die Atmosphäre beim
Bewerbungsgespräch. Aber ich
glaube, dass die Zertifizierung
manchmal das Tüpfelchen auf dem

Ausbildungsleiter Florian Mauerberger über die Zertifizierung des Bezirks Oberbayern

Ein Superort zum Lernen
Die Verwaltung des Bezirks
Oberbayern darf künftig das
Gütesiegel „Best place to
learn“ tragen. Dafür wurde
die Ausbildung in der
Münchner Behörde in einem
mehrwöchigen Verfahren
akribisch unter die Lupe
genommen und für
auszeichnungswürdig
befunden. Florian
Mauerberger, ein
Ausbildungsleiter beim
Bezirk Oberbayern, erläutert
Gründe und Vorteile der
Zertifizierung.

Prüfungsverfahren?
MAUERBERGER Nein, durchaus nicht.
Umso mehr freut es uns, dass wir
hier erfolgreich waren und sogar mit
einer 2+ abgeschnitten haben – eine
ausgezeichnete Note, wie uns versi-
chert wurde.

BSZ … die aber nicht für alle Zeiten
Bestand hat.
MAUERBERGER Das stimmt. Die Zerti-
fizierung gilt für drei Jahre, dann
müssen wir uns wieder einer neuen
Bewertung unterziehen. Und in der
Zwischenzeit dürfen wir uns nicht
auf den Lorbeeren ausruhen, son-
dern müssen die Schwachstellen an-
gehen, die sich in der Untersuchung
gezeigt haben.

Interview: ULRIKE GRASSL

„i“ sein kann, das letztlich den Aus-
schlag für uns gibt. Schließlich ha-
ben die Bewerber damit die Sicher-
heit, dass sie hier ausbildungsmäßig
in guten Händen sind.

BSZ Sind andere Behörden auch
schon diesen Weg gegangen?
MAUERBERGER Nein. Wir waren bei
der „Aubi Plus GmbH“ – der Firma,
die für uns die Zertifizierung ge-
macht hat – die erste Behörde. Wir
sind sozusagen ein Vorreiter, und
das macht die Sache so besonders.
Aber vielleicht ziehen jetzt ja weitere
Behörden nach.

BSZ Warum hat sich der Bezirk aus-
gerechnet für diesen Anbieter ent-
schieden?

MAUERBERGER Weil wir von einer Fir-
ma geprüft werden wollten, die un-
sere Ausbildung wirklich nach objek-
tiven Maßstäben unter die Lupe
nimmt. Überzeugt hat uns vor allem
das „360-Grad-Feedback“, bei dem
sowohl Ausbilder als auch aktuelle
Auszubildende und vor allem auch
ehemalige Azubis und Anwärter be-
fragt werden – natürlich anonym.
Dadurch ist gewährleistet, dass ein
aussagekräftiges Ergebnis heraus-
kommt. Und ein Pluspunkt war
auch, dass vor uns schon viele nam-
hafte Betriebe diesen Anbieter ge-
wählt haben, darunter Unterneh-
men wie Rewe, E.ON, Generali oder
die HUK Coburg.

BSZ Schaffen denn alle Firmen das

Auf dem Weg nach oben: die Azubis der Bezirksverwaltung. FOTO ENGLMAIER

Florian
Mauerberger.

FOTO BSZ

Die Galerie des Bezirks Oberbayern entwickelt barrierefreie Standards für ihre Ausstellungen

Kunst inklusive
Wie Kunst und Inklusion – also

die Teilhabe aller am gesellschaft-
lichen Leben – zusammengehen,
das setzt die Galerie Bezirk Ober-
bayern bereits seit 2012 in die Pra-
xis um. Unter dem Motto „Kunst
inklusive!“ hat sie barrierefreie
Standards für ihre Ausstellungen
entwickelt. Dazu gehören Tastfüh-
rungen für Menschen mit und
ohne Sehbehinderung, taktile
Leitstreifen und Übersetzungen in
Braille-Schrift, Ausstellungstexte

und Führungen in Leichter Spra-
che, Kreativ-Workshops für Kin-
der mit und ohne Behinderung
und – bei jeder Veranstaltung – die
Übersetzung durch eine Gebär-
densprachdolmetscherin. Erst-
mals ist dieser inklusive Vermitt-
lungsansatz in einem Band zu-
sammengefasst.

In „Kunst inklusive! 2“ spricht
die Kunstvermittlerin Ruth Loben-
hofer über ihre Erfahrungen mit
den Tastführungen für blinde und

sehende Menschen, die Gebärden-
sprachdolmetscherin Susann
Schmidt über den Einsatz der Ge-
bärdensprache in den Ausstel-
lungsveranstaltungen, die Überset-
zerin Verena Reinhardt über die
Verwendung der Leichten Sprache
in den Ausstellungstexten und
Führungen und die Kunstvermitt-
lerin Esther Heyer über die Kon-
zeption der inklusiven Kreativ-
Workshops für Kinder. Zu Wort
kommen auch blinde und gehörlo-

se Besucher der Veranstaltungen
und die Künstler der zurückliegen-
den Ausstellungen. Die Publikati-
on ist kostenfrei über www.bezirk-
oberbayern.de erhältlich. Nicht
nur die Inhalte sind inklusiv, auch
die Gestaltung des Bandes – von
Texten in Leichter Sprache bis hin
zu einer barrierefreien PDF-Versi-
on für Blinde. Diese ist ebenfalls
auf der Homepage des Bezirks
Oberbayern abrufbar.
> DOROTHEE MAMMEL
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